
❯ Betriebliche Kfz ❮

Dienstwagensteuer
für Geländewagen
Für die private Nutzung eines
betrieblichen Kraftfahrzeuges
hat der Steuerpflichtige für je-
den Kalendermonat 1 % des in-
ländischen Listenpreises im
Zeitpunkt der Erstzulassung an-
zusetzen. Diese Regelung ist
auch auf so genannte Kombi-
Fahrzeuge, wie Geländewagen
anzuwenden. Anders als Lkw,
die nach ihrer Bauart und Ein-
richtung ausschließlich für die
Beförderung von Gütern konzi-
piert sind, zeichnen sich die
Kombinationskraftwagen gera-
de dadurch aus, daß sie nach
Wahl des Steuerpflichtigen ent-
weder zur Güter- oder zur Per-
sonenbeförderung eingesetzt
werden können. Dies rechtfer-
tigt und gebietet es, auch die-
se Fahrzeuge wie „normale“
Pkw der 1-von-Hundert-Rege-
lung zu unterwerfen (BFH, Az.:
X R 23/01).

❯ Urlaub ❮

Ablehnung muß
begründet sein
Unternehmen dürfen beantrag-
ten Urlaub nicht mit pauschal
vorgetragenen betrieblichen
Gründen verweigern. Vielmehr
ist der Arbeitgeber verpflichtet,
die Zurückweisung des Urlaubs
detailliert zu begründen. Eine
Urlaubsablehnung ist nur dann
möglich, wenn dringende be-
triebliche Belange oder – bei
entsprechenden Urlaubswün-
schen von Kollegen – soziale
Gesichtspunkte dagegen spre-
chen (ArbG Frankfurt, Az.: 1 Ga
171/00).

❯ Arbeitnehmerhaftung ❮

Volle Haftung nur
bei Vorsatz
Im Rahmen seiner Ausbildung
war ein 16jähriger im Lager sei-
ner Arbeitgeberin beschäftigt.

Dort befand sich ein Gabel-
stapler, der von den ausgebil-
deten Mitarbeitern zum Wa-
rentransport genutzt wurde.
Die Benutzung war ihm unter-
sagt. Eines Tages kam es zu ei-
nem Schadenereignis, als er mit
dem Gabelstapler beim Ausfah-
ren aus der Lagerhalle mit den
hochgefahrenen Gabeln gegen
das nicht vollständig geöffnete
Sektionaltor stieß und dabei ei-
nen Schaden von rund 3600

Euro verursachte. Der Arbeitge-
ber wollte den Schaden von sei-
nem Azubi ersetzt bekommen
und ging vor Gericht. Das Bun-
desarbeitsgericht entschied,
daß ein vorsätzlicher Pflichtver-
stoß nur dann zur vollen Haf-
tung des Arbeitnehmers führt,
wenn auch der Schaden vom
Vorsatz erfaßt ist. Dieser Vor-
satz muß nun vom vorinstanz-
lichen Landesarbeitsgericht
nochmals überprüft werden.
Für die Haftung des Arbeitneh-
mers gilt Folgendes: Vorsätzlich
verursachte Schäden hat der Ar-
beitnehmer in vollem Umfang
zu tragen. Bei grober Fahrlässig-
keit des Arbeitnehmers ist eine
Haftungserleichterung möglich.
Ist der Schaden auf leichteste
Fahrlässigkeit zurückzuführen,
haftet der Arbeitnehmer gar
nicht. Bei normaler Fahrlässig-
keit hat der Arbeitnehmer den
Schaden anteilig zu tragen. Ob
und gegebenenfalls in welchem
Umfang er zum Ersatz ver-
pflichtet ist, richtet sich im Rah-
men einer Abwägung der Ge-
samtumstände, insbesondere
von Schadenanlaß und Scha-
denfolgen, nach Billigkeits- und
Zumutbarkeitsgesichtspunkten
(BAG, Az.: 8 AZR 348/01).

❯ Beratungsvertrag ❮

Steuerberater muß
Fehler korrigieren
können
Ist ein Steuerpflichtiger mit den
Leistungen seines Steuerbera-
ters nicht zufrieden, weil die
Jahresabschlußarbeiten seiner
Meinung nach fehlerhaft sind,
dann ist der steuerpflichtige
Mandant zunächst verpflichtet,
dem für die Mängel verant-
wortlichen Steuerberater die
Möglichkeit zur Beseitigung der
Mängel einzuräumen. Die Ein-
räumung einer solchen Nach-
besserungsmöglichkeit ist nur
dann entbehrlich, wenn der
Steuerberater die Nachbesse-
rung ernsthaft und endgültig
verweigert. Wählt der Steuer-
pflichtige diesen Weg nicht,
dann kann der Steuerberater
gleichwohl sein volles Honorar
geltend machen (OLG Koblenz,
Az.: 3 U 1027/02).

❯ Arglistige Täuschung ❮

Versteckte
Aufnahmegebühr
Ein Online-Serviceunterneh-
men bot Gewerbetreibenden
an, sich in ein Internet-Firmen-
branchenbuch eintragen zu las-
sen. Versteckt im „Kleinge-
druckten“ war zu lesen, daß
eine Aufnahmegebühr für 699
Euro zuzüglich Mehrwertsteuer
fällig sei. Der flüchtige Leser da-
gegen mußte annehmen, daß
der Firmeneintrag, von niedri-
gen Grundkosten abgesehen,
kostenlos sei. Als die eingetra-
gene Firma dann keine Zahlung
leistete, erhob das Online-Un-
ternehmen Klage. Das angeru-
fene Gericht wies die Klagefor-
derung aber zurück. Der Um-
stand, daß in einer Fußnote im
Kleingedruckten ganz erhebli-
che Grundkosten versteckt,
während bei der Auftragser-
weiterung relativ geringfügige
Mehrkosten fett gedruckt her-
vorgehoben sind, ohne daß ein
sachlicher Grund hierfür er-
sichtlich wäre, führt dazu, daß
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die Entgeltlichkeit des Grund-
eintrags leicht übersehen wird.
Dies hatte die Klageabweisung
wegen Arglist zur Folge (AG
München, Az.: 262 C 19532/
02).

❯ Abmahnung ❮

Stinkefinger
Das Zeigen eines „Stinkefin-
gers“ bei Vorgesetzten recht-
fertigt grundsätzlich eine Ab-
mahnung und im Wiederho-
lungsfalle die Kündigung des
Arbeitnehmers (ArbG Frankfurt,
Az.: 6 Ca 11145/02).

❯ Kaufvertragsrecht ❮

Keine Mitnahme-
garantie
Der in einer Fußzeile einer Wer-
beanzeige enthaltene Hinweis
„Keine Mitnahmegarantie. So-
fern nicht vorhanden, gleich be-
stellen. Wir liefern umgehend.“
ist nicht unbedingt unlauter.
Denn ein aufmerksamer Durch-
schnittsverbraucher rechnet
aufgrund dieses Hinweises un-
ter Umständen damit, daß ge-
rade bei zusammengefügten
Teilen (hier: Computer, Tasta-
tur, Bildschirm) nicht alle Teile
sofort verfügbar sind. Eine Mit-
nahmegarantie wird nicht ge-
währleistet. Der Verbraucher
wird nicht irregeführt (BGH,
Az.: I ZR 50/00).

❯ Werkvertrag ❮

Dilettantischer
Handwerker
Selbst dann, wenn ein Hand-
werker eine äußerst dilettanti-
sche Arbeit abgeliefert hat und
der Auftraggeber diese Arbei-
ten nicht als fachgerecht ab-
nimmt, muß der Handwerker
zunächst erst einmal die Gele-
genheit erhalten, seine Hand-
werksarbeit nachzubessern. Al-
leine mit der Behauptung, daß
die Arbeit unbrauchbar sei,
kann der Auftraggeber die

Recht
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Recht

Nachbesserung nicht verwei-
gern, da sich der Handwerker
zur sachgemäßen Nachbesse-
rung auch fremder Hilfe bedie-
nen kann (OLG Koblenz, Az.: 5
U 443/01).

❯ Arbeitsrecht ❮

Geschäftsschädigen-
de Behauptung
Die Äußerung, „Mein Chef ist
pleite“, stellt eine geschäfts-
schädigende Behauptung dar,
die geeignet ist, das Ansehen
des Arbeitgebers bei den Ge-
schäftspartnern zu beeinträchti-
gen und rechtfertigt daher eine
fristlose Kündigung (LAG Ber-
lin, Az.: 9 Sa 659/02).

❯ Vorstellungsgespräch ❮
Anspruch auf
Kostenersatz
Spricht eine Firma gegenüber
einem Stellenbewerber die Ein-
ladung zu einem Vorstellungs-
gespräch aus, dann hat der Stel-
lenbewerber zumindest einen

Anspruch auf Benzinkostener-
satz, nicht aber auf Ersatz von
Verpflegungs- und Telefonko-
sten. Etwas anderes gilt nur
dann, wenn die Firma bei ihrer
Einladung zum Vorstellungsge-
spräch ausdrücklich die Über-
nahme von Kosten ablehnt
(ArbG Frankfurt, Az.: 7 Ca
6251/02).

❯ Betriebsrat ❮

Eigenwerbung zur
Betriebsratswahl
Eine persönliche Werbung als
Kandidat für die Betriebsrats-

wahl im betriebsinternen Intra-
net ist nicht automatisch ver-
boten. Damit erklärte das Ar-
beitsgericht Frankfurt eine ge-
genüber dem Mitarbeiter aus-
gesprochene Abmahnung für
unwirksam. Das Arbeitsgericht
berief sich in seinem Urteil auf
den Umstand, daß in der Firma
zuvor offenbar auch andere
Kandidaten das Intranet zur
Wahlwerbung benutzt hatten.
Darüber hinaus sei eine Wahl-
werbung nicht als persönliche
Angelegenheit des Kandidaten
anzusehen, sondern diene der
Information aller Mitarbeiter
(ArbG Frankfurt, Az.: 9 Ca
5820/02).

❯ Kündigung ❮

Zustellung
arbeitsrechtlicher
Kündigung
Auch ein eingeschriebener Brief
garantiert nicht die ordnungs-
gemäße Zustellung einer ar-
beitsrechtlichen Kündigung.
Denn auch hier gilt, daß die
Kündigungserklärung des Ar-
beitgebers dem Arbeitnehmer
zugehen muß. Dies ist dann
nicht der Fall, wenn der Arbeit-
nehmer den bei der Post hin-
terlegten Kündigungsbrief nicht
abholt. Zugegangen ist der Brief
nur dann, wenn diese Willens-
erklärung dem Empfänger per-
sönlich oder einem der Mitglie-
der seines Haushalts übergeben
worden ist. Fehlt es an dieser
Voraussetzung, dann kann die
Kündigungserklärung keine
Wirksamkeit mangels Zugang
entfalten (ArbG Frankfurt, Az.:
5 Ca 6077/02).

❯ Mobiltelefonieren ❮

Handygebrauch im
Straßenverkehr
Die Straßenverkehrsordnung
untersagt die Benutzung eines
Handys während der Fahrt im
öffentlichen Straßenverkehr.
Ein Fahrzeugführer wurde da-
bei erwischt, als er sein Handy

während der Fahrt in der Hand
hielt und wurde deshalb mit ei-
ner Geldbuße von 30 Euro be-
legt. Sein Argument, daß er gar
nicht telefoniert habe, sondern
sich nur eine gespeicherte No-
tiz durchlesen wollte, fand kein
Gehör. Es war nicht Ziel des Ge-
setzgebers, die Wahrnehmung
bestimmter Funktionsmöglich-
keiten eines Mobiltelefons
während der Fahrt zu untersa-
gen. Es ist zum Beispiel durch-
aus zulässig, während der Fahrt
mit dem Mobiltelefon zu tele-
fonieren, solange dies mit Hilfe
einer Fernsprechanlage ge-
schieht. Es wird demnach hin-
sichtlich der Zulässigkeit der
Nutzung eines Mobiltelefons im
Straßenverkehr nicht dahinge-
hend differenziert, ob das Mo-
biltelefon als Organisator oder
als Telefon genutzt wird. Diese
Frage beurteilt sich alleine da-
nach, ob das Mobiltelefon in
der Hand gehalten wird oder
nicht. Unter Benutzung ist so-
mit jegliche Nutzung eines Mo-
biltelefons zu verstehen, sei es
als Telefon, als Organisator
oder auch als Internetzugang
(OLG Hamm, Az.: 2 Ss OWi
1005/02).

❯ Arbeitszeugnis ❮

Zeugnissprache
Die „Zusage“ des Arbeitgebers
aus Anlaß einer Vergleichswei-
sen Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses man werde dem Ar-
beitnehmer ein „wohlwollen-
des“ Zeugnis erteilen, bedeutet
nicht, daß der Arbeitnehmer ei-
nen Anspruch darauf hat, daß
ihm „gute“ Leistungen be-
scheinigt werden (LAG Bremen,
Az.: 4 Sa 101/00).

❯ Mieträume ❮

Zusicherungen
im Gewerberaum-
mietvertrag
Die einem gewerblichen Miet-
vertrag über Mieträume in ei-
nem Einkaufszentrum vorge-
stellte Präambel ist auch dann

nicht Vertragsinhalt, wenn sie
das Umfeld des Mietobjekts so-
wie die vorgesehenen anderen
Vermietungen beschreibt. Dem-
gemäß sichert der Vermieter mit
der Präambel keine Eigenschaf-
ten des Mietobjekts zu. Auch
stellt die Präambel nicht die Ge-
schäftsgrundlage des Vertrages
dar. Der gewerbliche Mieter
kann daher aus dem Inhalt die-
ser Präambel keine Rechte, auch
keine Minderungsrechte, herlei-
ten, wenn die dort getroffenen
Aussagen sich nicht erfüllt ha-
ben (OLG Rostock, Az.: 3 U
116/02 (n.rk.)).

❯ Briefgeheimnis ❮

Geschäfts- und
Privatpost
Eingangspost, die neben der
Adresse des Arbeitgebers auch
den Namen des Arbeitnehmers
aufweist, jedoch den Vermerk
„persönlich“ oder „vertraulich“
vermissen läßt, darf ohne Ver-
letzung gegen das Briefgeheim-
nis und das allgemeine Persön-
lichkeitsrecht vom Sekretariat
des Geschäftsführers geöffnet
werden. Ein Unterlassungsan-
spruch hiergegen besteht nicht
(LAG Hamm, Az.: 14 Sa
1972/02).
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